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IN DER AUSGABE 3. Quartal 2023 

1. Regierungsentwurf für ein Wachstums-

chancengesetz 

 

2. EuGH und BFH zur Vermietung eines Ge-

bäudes mit Betriebsvorrichtungen als 

einheitliche Leistung 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in gewohnter Weise möchten wir Sie heute wie-

der über die aktuellen Entwicklungen im 

Steuerrecht informieren, welche für juristische 

Personen des öffentlichen Rechts von großem 

Interesse sind. 

1. Regierungsentwurf für ein Wachstums-

chancengesetz 

Das Bundeskabinett hat am 30.08.2023 den Re-

gierungsentwurf für das sogenannte „Gesetz zur 

Stärkung von Wachstumschancen, Investitio-

nen und Innovationen sowie Steuerverein-

fachungen und Steuerfairness“ – kurz: „Wachs-

tumschancengesetz“ beschlossen.   

Im Folgenden geben wir Ihnen einen Überblick 

über die besonders relevanten geplanten Maß-

nahmen:  

1.1 Ertragsteuern 

• Anhebung der Grenze für den Sofortabzug 

der Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 

von geringwertigen Wirtschaftsgütern von 

800 EUR auf 1.000 EUR 

• Bildung eines Sammelpostens und Ab-

schreibungen über drei Jahre, sofern AHK 

nicht mehr als 5.000 EUR betragen (bisher 

fünf Jahre bei AHK bis zu 1.000 EUR) 

• Befristete degressive Abschreibung für    

bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlage-

vermögens bei Anschaffungen nach dem 

30.09.2023 und vor dem 01.01.2025 

• Degressive Abschreibung für Wohnge-

bäude von 6 %, sofern Beginn der 

Herstellung bzw. Abschluss eines obligato-

rischen Vertrags nach dem 30.09.2023 

und vor dem 01.10.2029 

• Ausdehnung des Verlustrücktrags auf drei 

Jahre; dauerhaft begrenzt auf 10 Mio. € ab 

VZ 2024 (bisher seit 4. Corona-Steuerhilfe-

gesetz Rücktrag nur auf zwei Jahre möglich) 

• Anhebung des Freibetrags für Betriebsver-

anstaltungen von bisher 110 EUR auf 

150 EUR 

• Vergünstigung bei der Versteuerung der 

privaten Nutzung von Elektrofahrzeugen im 

Rahmen der 1%-Regelung. Die Bemes-

sungsgrundlage des geldwerten Vorteils für 

die 1%-Regelung ist ein Viertel des Brutto-

listenpreises, sofern dieser nicht mehr als 

80.000 EUR beträgt (bisher 60.000 EUR); 

für Anschaffungen nach dem 31.12.2023 
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• Erhöhung der abzugsfähigen Aufwendun-

gen für Geschenke an Geschäftsfreunde 

auf 50 EUR je Empfänger im Wirtschafts-

jahr (bisher 35 EUR) 

• Anpassung der Verpflegungspauschbe-

träge von 28 EUR auf 30 EUR (Abwesenheit 

von 24 Stunden) bzw. von 14 EUR auf 

15 EUR (Abwesenheit von mehr als 8 Stun-

den ohne Übernachtung bzw. An- und 

Abreisetag bei Abwesenheit mit auswärti-

ger Übernachtung) 

1.2 Umsatzsteuer 

• Obligatorische Verwendung der eRechnung 

ab 2025: Nur noch eine Rechnung, die in 

einem strukturierten elektronischen For-

mat ausgestellt, übermittelt und empfan-

gen wird, soll als elektronische Rechnung 

gelten. Dabei soll die eRechnung stufen-

weise eingeführt werden:  

o Für Umsätze zwischen dem 01.01. und 

31.12.2025 kann anstelle der eRech-

nung auch eine Rechnung auf Papier 

ausgestellt werden (Erweiterung um ein 

Jahr möglich für Unternehmer mit Um-

sätzen bis zu 800.000 EUR); 

o Für Umsätze zwischen dem 01.01.2026 

und 31.12.2027 statt eRechung auch 

Ausstellung einer sonstigen Rechnung 

in einem anderen elektronischen For-

mat möglich sein. 

• Befreiung von der Abgabe von Umsatzsteu-

ervoranmeldungen, wenn die Steuer des 

vorangegangenen Jahres nicht mehr als 

2.000 EUR betrug. 

• Befreiung von Abgabe einer Umsatzsteuer-

erklärung für Kleinunternehmern; gilt nicht 

sofern innergemeinschaftliche Erwerbe 

oder § 13b UStG-Umsätze getätigt werden 

• Anhebung der Grenze für die Anwendung 

der Ist-Besteuerung von 600.000 EUR auf 

800.000 EUR 

1.3 Abgabenordnung 

• Verpflichtung zur Buchführung bei Umsät-

zen von 800.000 EUR oder Gewinn von 

mehr als 80.000 EUR (bisher 600.000 EUR 

bzw. 60.000 EUR).  

1.4 Grunderwerbsteuer 

Aufgrund des geltenden Gesamthandsprinzipes 

bei Personengesellschaften (PersG) waren bis-

lang bei Übertragungen von Grundstücken von 

und auf Personengesellschafen Grunderwerbs-

teuerbefreiungen vorgesehen (§§ 5, 6 GrEStG). 

Voraussetzung ist, dass sich der Anteil des Ver-

äußerers am Vermögen der Gesamthand 

innerhalb von zehn Jahren nach Übertragung 

des Grundstücks auf die Gesamthand nicht ver-

mindert (Nachbehaltefrist). 

Mit Aufgabe des Gesamthandsprinzips durch 

das neu geplante „Gesetz zur Modernisierung 

des Personengesellschaftsrechts – MoPeG“, 

welches zum 01.01.2024 in Kraft treten soll, 

entfallen künftig diese Steuerbefreiungen. Denn 

danach werden PersG nicht länger Gesamt-

handsvermögen, sondern Gesellschaftsver-

mögen aufweisen. Träger des Vermögens ist da-

mit die Gesellschaft selbst und nicht die 

Gesellschafter in ihrer gesamthänderischen 

Verbundenheit. Die Steuerbefreiungen, die auf 
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die Gesamthand abstellen, haben demnach – 

laut Regierungsentwurf des Wachstumschan-

cengesetz – keinen Anwendungsbereich mehr. 

Es soll aber sichergestellt werden, dass die Ein-

führung der MoPeG nicht zu einer Verletzung 

der Nachbehaltefrist und somit zu einem Anfall 

von Grunderwerbsteuer führt. Die Nachbehalte-

frist würde mit Umsetzung des MoPeG weiter 

gelten und nur verletzt werden, wenn sich der 

Anteil am „Gesellschaftsvermögen“ mindert.   

Ob und in welchem Umfang die geplanten Ände-

rungen aus dem Regierungsentwurf des 

Wachstumschancengesetzes tatsächlich ge-

setzlich umgesetzt werden, bleibt aktuell noch 

abzuwarten. Die Verabschiedung im Bundestag 

ist für den 10.11.2023 und die Zustimmung im 

Bundesrat für den 15.12. 2023 geplant.  

2. EuGH und BFH zur Vermietung eines Ge-

bäudes mit Betriebsvorrichtungen als 

einheitliche Leistung 

 

Die Vermietung und Verpachtung von Grundstü-

cken und Gebäuden ist nach § 4 Nr. 12 UStG 

grundsätzlich umsatzsteuerfrei. Diese Befreiung 

gilt allerdings nicht für die Vermietung und Ver-

pachtung von Betriebsvorrichtungen, die 

regelmäßig der Umsatzsteuer unterliegen. Wird 

demnach ein Gebäude mit Betriebsvorrichtun-

gen vermietet, so stellt sich nahezu immer die 

Frage, ob eine einheitliche (steuerfreie) Vermie-

tungsleistung vorliegt oder die Vermietungs-

leistung in einen steuerpflichtigen und einen 

steuerfreien Teil aufzuteilen ist.  

 

Mit dieser Frage durfte sich jüngst der Europäi-

sche Gerichtshof (EuGH) in seiner Entscheidung 

vom 04.05.2023 (C-516/21) beschäftigen. 

 

Es ging um den Sachverhalt einer langfristigen 

Verpachtung eines Stallgebäudes zur Puten-

zucht, in welchem Vorrichtungen und 

Maschinen, die speziell der optimalen Nutzung 

als Putenzuchtstall dienen, auf Dauer eingebaut 

waren. Für die Verpachtung des Stalles und Vor-

richtungen war ein einheitliches Entgelt 

vereinbart. Der Verpächter und Kläger ging da-

von aus, dass die Verpachtung als einheitliche 

Leistung insgesamt umsatzsteuerfrei sei. Nach 

Auffassung des Finanzamts sei eine Aufteilung 

in eine steuerfreie Verpachtung des Stalls und 

eine steuerpflichtige Verpachtung der Betriebs-

vorrichtungen geboten.  

 

Nachdem erstinstanzlich vom Finanzgericht 

(FG) entschieden wurde, dass eine steuerfreie 

einheitliche Leistung bestehend aus Haupt- und 

Nebenleistung vorliegt, zweifelte der Bundesfi-

nanzhof (BFH) in zweiter Instanz an der 

Auslegung des Art. 135 Abs. 2, S. 1 Buchst. c 

MwStSystRL (Steuerpflicht bei Vermietung von 

auf Dauer eingebaute Vorrichtungen) und 

wandte sich mit einem Vorabentscheidungser-

such an den EuGH.  

 

Konkret wollte der BFH wissen, ob die Vermie-

tung von auf Dauer eingebauter Betriebs-

vorrichtungen nur dann steuerpflichtig sei, 

wenn diese isoliert erfolge oder auch wenn sie 

eine Nebenleistung zu einer steuerfreien Gebäu-

deverpachtung sei. Zu klären war demnach, ob 

die Bestimmung einer einheitlichen Leistung 

Vorrang gegenüber dem Aufteilungsgebot hat.  
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Nach Entscheidung des EuGH ist bei einem Leis-

tungsbündel nach einer Gesamtbetrachtung zu 

bestimmen, ob getrennte Leistungen vorliegen 

oder ob es sich um eine einheitliche Leistung 

handelt. Eine einheitliche Leistung liegt nach 

Auffassung des EuGH vor, wenn mehrere Einzel-

leistungen aus Sicht des Leistungsempfängers 

so miteinander verbunden sind, dass sie eine 

einzige untrennbare wirtschaftliche Leistung bil-

den. Dies gelte insbesondere bei Vorliegen einer 

Haupt- und Nebenleistung. Eine Nebenleistung 

zeichne sich typischerweise dadurch aus, dass 

sie für den Leistungsempfänger keinen eigenen 

Zweck darstellt, sondern einer Inanspruch-

nahme der Hauptleistung unter optimalen 

Bedingungen dient und somit das umsatzsteu-

erliche Schicksal der Hauptleistung teile. 

 

Die endgültige Entscheidung, ob es sich im vor-

gelegten Fall um Haupt- und Nebenleistungen 

und damit einer einheitlichen Leistung handle, 

überließ der EuGH zur Prüfung dem BFH. Für 

den EuGH lag eine wirtschaftlich einheitliche 

Leistung aber nahe.  

 

Mit Beschluss vom 17.08.2023 (V R 22/20) 

schloss sich der BFH nun der EuGH-Entschei-

dung an und kippt damit das bislang im 

deutschen Recht verankerte Aufteilungsgebot 

nach § 4 Nr. 12 Satz 2 UStG. Bei einer Mitver-

mietung von Betriebsvorrichtungen bildet diese 

eine wirtschaftlich einheitliche Leistung mit der 

Vermietung oder Verpachtung des Grundstücks 

oder Gebäudes.  

 

Somit entspricht die Beurteilung der Mitvermie-

tung von Betriebsvorrichtungen nunmehr der  

Beurteilung für die Überlassung von Inventar, 

welche als Nebenleistung das Schicksal der 

Hauptleistung (Vermietung) trägt.  

 

Zudem bestätigt der BFH auch nochmal die erst-

instanzliche Rechtsprechung des FG, dass diese 

nunmehr einheitliche Leistung danach zu beur-

teilen ist, welches Element des Leistungs-

bündels die Hauptleistung darstellt.  

 

Was bedeutet dies für die Praxis? 

 

In Fällen gemischter Vermietung sollte spätes-

tens mit Umsetzung des § 2b UStG geprüft 

werden, ob eine in Gänze steuerfreie oder in 

Gänze steuerpflichtige einheitliche Vermie-

tungsleistung vorliegt oder umsatzsteuerlich 

getrennt voneinander zu beurteilende Einzelleis-

tungen. Bei Vorliegen einer einheitlichen 

steuerfreien Vermietungsleistung entfällt künf-

tig auch bei Mitvermietung von 

Betriebsvorrichtungen, sofern diese lediglich als 

Nebenleistungen anzusehen sind, der Vorsteu-

erabzug. Allerdings könnte dieser in 

bestimmten Fällen durch Ausübung der Option 

auf die gesamte Vermietungsleistung nach § 9 

UStG wieder gerettet werden. 

 

Weiterhin abzuwarten bleibt noch, wie die Fi-

nanzverwaltung mit dem in Abschn. 4.12.11 

Abs. 2 UStAE verankertem Aufteilungsgebot bei 

der Nutzungsüberlassung von Sportanlagen um-

gehen wird. Sollte auch dies eine Änderung in 

eine einheitliche Leistung erfahren, bleibt zu 

prüfen, ob hier die Überlassung von Betriebsvor-

richtungen oder die Grundstücksvermietung die 

Hauptleistung bilden.
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Bleiben Sie stets informiert! 

Auch in diesem Jahr bietet Ihnen BW PARTNER 

verschiedene Fortbildungsangebote an, welche 

speziell für die Praxis der öffentlichen Hand aus-

gerichtet sind (www.bw-partner.com/de/bw-

seminare). Besuchen Sie deshalb gerne auch 

unsere aktuellen Fortbildungs- und Informati-

onsangebote über den Arbeitskreis Kommunal 

(www.ak-kommunal.de). 

Neben den zahlreichen Veranstaltungen erhal-

ten Sie einen exklusiven Zugang zu unserem 

Online-Portal, auf dem wir Ihnen Präsentationen 

und nützliche Arbeitshilfen zur Verfügung stel-

len. 

Im zweiten Halbjahr werden wir u. a. noch fol-

gende Online-Seminare veranstalten: 

12./13.10.2023:  Grundlagen Ertragsteuern 

26.10.2023:  § 2b UStG Follow-up II 

16.11.2023: USt mit Auslandsbezug 

14.12.2023:  Aktuelles aus dem Steuer-

recht 

Sollten Sie Rückfragen haben oder weiterge-

hende Beratung wünschen, steht Ihnen unser 

gesamtes Team jederzeit gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

BW PARTNER  

Bauer Schätz Hasenclever Partnerschaft mbB 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft / Steuerbera-

tungsgesellschaft 
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